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Verordnung
über das Teilzeitstudium an den Hochschulen des Landes Hessen 

(Hessische Teilzeitstudienverordnung)*)

Vom 23. Juli 2007

*) GVBl. II 70-248

Aufgrund des § 64 Abs. 4 Satz 3 und
des § 65 Satz 2 des Hessischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung vom 31. Juli
2000 (GVBl. I S. 374), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Dezember 2006
(GVBl. I S. 713), wird verordnet:

§ 1

Allgemeine Bestimmung, 
Satzungsvorrang

Für ein Teilzeitstudium an den Hoch-
schulen des Landes gelten die nachfol-
genden Bestimmungen, wenn und soweit
nicht durch Satzung der Hochschule ab-
weichende Regelungen getroffen werden.
Die Satzungen können sich hierbei auch
auf Regelungen für einzelne Studiengän-
ge beschränken oder ein Teilzeitstudium
für einzelne Studiengänge ausschließen.
Ein Teilzeitstudium begründet keinen An-
spruch auf die Bereitstellung eines geson-
derten Lehr- und Studienangebots.

§ 2

Geltungsbereich

In Studiengängen, die mit einer Hoch-
schulprüfung abschließen, kann auf An-
trag ganz oder teilweise auch in der Form
des Teilzeitstudiums nach § 65 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes studiert wer-
den. In Studiengängen, die mit einer
staatlichen oder einer kirchlichen Prüfung
abschließen, ist ein Teilzeitstudium mög-
lich, wenn und soweit nicht Vorschriften
der jeweiligen Ausbildungs- oder Prü-
fungsordnung zwingend entgegen ste-
hen. Ein Doppelstudium kann von Teil-
zeitstudierenden nicht absolviert werden.

§ 3

Voraussetzungen des Teilzeitstudiums

Ein Teilzeitstudium setzt voraus, dass
aufgrund von Berufstätigkeit, wegen der
Betreuung von Angehörigen oder aus ei-
nem vergleichbaren wichtigen Grund das
Studium nicht als Vollzeitstudium betrie-
ben werden kann. Die Berufstätigkeit
wird im Regelfall durch ein sozialversi-
cherungspflichtiges Beschäftigungsver-
hältnis im Umfang von mindestens 14 und
höchstens 28 Stunden regelmäßiger
wöchentlicher Arbeitszeit nachgewiesen.
Eine Betreuung von Angehörigen liegt im
Regelfall bei der Erziehung eines Kindes
nach § 25 Abs. 5 des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes in der Fassung vom 
6. Juni 1983 (BGBl. I S. 646, 1680), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. Septem-
ber 2005 (BGBl. I S. 2809), im Alter von
bis zu achtzehn Jahren oder der nachge-
wiesenen Pflege von nahen Angehörigen

mit Zuordnung zu einer Pflegestufe nach
§ 15 Abs. 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch – Soziale Pflegeversicherung –
vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 1015),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. März 2007 (BGBl. I S. 378), vor. Ein
wichtiger Grund nach Satz 1 ist auch eine
mit erheblicher zeitlicher Beanspruchung
verbundene Mitgliedschaft in Organen
der Hochschule, der Studentenschaft oder
des Studentenwerks. Bei einem Wieder-
holungsantrag ist zusätzlich ein angemes-
sener Studienfortschritt während des bis-
herigen Teilzeitstudiums nachzuweisen.

§ 4

Antrag

Vor der Antragstellung muss eine Fach-
studienberatung wahrgenommen werden;
es soll eine Zielvereinbarung über den
Studienverlauf abgeschlossen werden.
Über den Antrag entscheidet die Hoch-
schule. Der Antrag kann in jedem Semes-
ter außerhalb des Langzeitstudiums nach
§ 4 des Hessischen Studienbeitragsgeset-
zes vom 16. Oktober 2006 (GVBl. I S. 512)
für den Zeitraum von zwei aufeinander
folgenden Semestern gestellt und mehr-
fach wiederholt werden. Ein Teilzeitstudi-
um kann höchstens für die doppelte Re-
gelstudienzeit der Grund- oder Zweitstu-
dienbeitragsphase nach § 3 des Hessi-
schen Studienbeitragsgesetzes in An-
spruch genommen werden. Für die Be-
rechnung der Dauer der Grund- oder
Zweitstudienbeitragsphase entsprechen
jeweils zwei im Teilzeitstudium absolvier-
te Semester einem Semester im Vollzeit-
studium. Eine rückwirkende Inan-
spruchnahme eines Teilzeitstudiums für
ein abgeschlossenes Semester ist ausge-
schlossen. Die Hochschule kann die Ge-
währung des Teilzeitstudiums widerrufen,
sofern in den jeweiligen Semestern im
Durchschnitt mehr als 60 vom Hundert
der im Vollzeitstudium vorgesehenen
Kreditpunkte oder Leistungsnachweise
abgelegt wurden.

§ 5

Prüfungsfristen

Sofern Prüfungsordnungen der Hoch-
schule Fristen für die erstmalige Erbrin-
gung einer Prüfungsleistung vorsehen,
sind diese Fristen für Teilzeitstudierende
auf Antrag entsprechend zu verlängern.

§ 6

Gebühren und Beiträge

Die Hochschule kann den Grundstudi-
enbeitrag oder den Zweitstudienbeitrag
nach dem Hessischen Studienbeitragsge-
setz ermäßigen oder zunächst den voll-
ständigen Beitrag vereinnahmen und



nach Ablauf der Regelstudienzeit im ent-
sprechenden Umfang beitragsfreie Se-
mester gewähren. Die Höhe der zu ent-
richtenden Beiträge für Studentenwerk,
Studentenschaft  und Verwaltungskosten
sowie ein Anspruch auf  Befreiung oder
Ermäßigung nach § 6 des Hessischen Stu-
dienbeitragsgesetzes bleiben durch ein
Teilzeitstudium unberührt.

§ 7

Mitteilungspflichten, Verarbeitung 
personenbezogener Daten

Die Studierenden sind verpflichtet, der
Hochschule den Wegfall der Vorausset-

zungen für das Teilzeitstudium unverzüg-
lich anzuzeigen. Die Hochschule darf Zei-
ten des Teilzeitstudiums im Rahmen des 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Imma-
trikulationsverordnung vom 29. Dezem-
ber 2003 (GVBl. 2004 I S. 12), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 512), automatisiert verarbei-
ten.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.
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Wiesbaden, den 23. Juli 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

C o r t s


